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Entwicklungen der EuG/EuGH-  
Rechtsprechung 2025/2026  

Steuerfokus 2: 
 Offenkundige Veränderungen bei 

der ÖH-Umsatzbesteuerung 

Steuerfokus 3: 
Anwendungsbereiche der Neuregelung  

des § 4 Nr. 29 UStG 

Steuerfokus 4: 
Umstellung auf § 2b UStG in Düsseldorf 

(Erfahrungsbericht) 

Steuerfokus 5: 
Marktrelevanz und Wettbewerbs-  

beeinträchtigung im Anwendungs-  
bereich des neuen § 2b UStG 

Steuerfokus 6: 
Einführung eines TCM-Systems im  

Anwendungsbereich des § 2b UStG 
 

Steuerfokus 7: 
Bereichsspezifische Besonderheiten 
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MODERATION UND FACHLICHE LEITUNG DER PRÄSENZVERANSTALTUNG: 

 
 Dipl.-Finanzwirt Hans-Jürgen Rang (Ltd. Städtischer Verwaltungsdirektor in Düsseldorf) 
 Dipl.-Finanzwirt Claus Peter Pithan (Landschaftsverband Rheinland – LVR) 
 Ministerialdirigent a. D. Werner Widmann (ehemals FinMin Rheinland-Pfalz) 

 

►STEUERFOKUS 1◄ (09:00 bis 10:30 Uhr) 
Prof. Dr. David Hummel - Inhaber des Lehrstuhls für Steuerrecht und Öffentliches Recht  

an der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg (FAU)                                                                                                                    

 
Entwicklung der EuG/EuGH-Rechtsprechung 2025 und 2026 

mit besonderer Relevanz für die Umsatzbesteuerung der öffentlichen Hand  
 
 

Auch in diesem und dem letzten Jahr war der Gerichtshof der Europäischen Union (EuGH) und nun 
auch das Gericht der Europäischen Union (EuG) nicht untätig, was Entscheidungen mit besonderer Re-
levanz für die Umsatzbesteuerung der öffentlichen Hand betrifft.  

Insbesondere stand die interkommunale Zusammenarbeit beim EuG in der Rechtssache Digipolis (T-
575/24) in einer seiner ersten mehrwertsteuerrechtlichen Entscheidung vom 25. Februar 2026 im Fokus, 
bei denen die unionsrechtlichen Begriffe 

• „Lieferungen und Dienstleistungen gegen Entgelt“ (Artikel 2 MwStRL),  
• „wirtschaftliche Tätigkeit“ (Artikel 9 MwStRL) 
• „Tätigkeiten im Rahmen der öffentlichen Gewalt“ (Artikel 13 MwStRL) 

auszulegen waren. Dies dürfte auch für die Auslegung des § 2b UStG – sofern er denn irgendwann ein-
mal wirklich in Kraft tritt – bzw. des § 2 Abs. 3 UStG a. F. bedeutsam sein.  

Mit einer anderen Form der Zusammenarbeit musste sich der EuGH noch in einer seiner letzten mehr-
wertsteuerrechtlichen Vorabentscheidung vom 22. Januar 2026 befassen. In den Rechtssachen „Agru-
pació de Neteja Sanitaria“ (C-379/24) und „Educat Serveis auxiliars“ (C-380/24) war die Reichweite 
der Steuerbefreiung von sog. Kostenteilungsgemeinschaften (in Deutschland nunmehr in § 4 Nr. 
29 UStG geregelt) zu klären. Die dort vorgenommene Auslegung der Steuerbefreiung und des die Steu-
erbefreiung ausschließenden Begriffs der Wettbewerbsverzerrung müsste auch Auswirkungen auf die 
Auslegung des § 4 Nr. 29 UStG entfalten und den restriktiven Tendenzen bei der Finanzverwaltung und 
dem BFH etwas Einhalt gebieten. Damit dürften Kooperationen der öffentlichen Hand wieder etwas 
attraktiver werden. 

Darüber hinaus existiert eine Entscheidung des EuGH zur Bezuschussung des ÖPNV, die die Proble-
matik betrifft, die in Deutschland unter den Begriffen echter und unechter Zuschuss bekannt ist. In der 
Rechtssache Dyrektor Krajowej Informacji Skarbowej (Services de transport public) präzisierte der 
EuGH am 8. Mai 2025, dass allein das mittelbare Interesse eines Zuschussgebers an der Erfüllung be-
stimmter öffentlicher Aufgaben nicht ausreicht, um bereits ein Entgelt für eine Dienstleistung anzuneh-
men. Diese Entscheidung dürfte den Spielraum der öffentlichen Hand für nichtsteuerbare Bezuschus-
sungen wieder etwas erhöhen. 
 
I. Einleitung 
 

II.  Aktuelle Rechtsprechung des EuG/EuGH aus 2025 und 2026 mit besonderer Relevanz für die 
Umsatzbesteuerung der öffentlichen Hand 
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 1.  Zuschussfinanzierte Aktivitäten im öffentlichen Interesse – Zuschuss an 
  Betreiber des ÖPNV (C-615/23) 

 2.  Interkommunale Zusammenarbeit – Übertragung der Verwaltung 
  (T-575/24) 

 3.  Zusammenarbeit mittels Kostenteilungsgemeinschaften – Teilung allge- 
meiner Kosten wie z.B. Reinigungskosten (C-379/24 und C-380/24) 
 

III.  Zusammenfassung 
 

Kaffee-/Tee-Pause (10:30 bis 11:00 Uhr) 

►STEUERFOKUS 2◄ (11:00 bis 12.30 Uhr) 
Prof. Dr. Thomas Küffner – RA/StB/WP/FAfStR – (KMLZ München/Düsseldorf) 

 
Offenkundige Veränderungen bei der Umsatzbesteuerung der öffentlichen Hand 

-Aktuelle Leitlinien und Neuregelungen aus der Finanzverwaltung und Steuergesetzgebung- 
 

Drei bedeutungsvolle BMF-Schreiben aus dem Jahr 2026 weisen vor allem für Einrichtungen des öffent-
lichen Rechts wesentliche Veränderungen der Verwaltungsauffassung auf, die umfangreiche Änderun-
gen des UStAE zur Folge haben, und daher näher beleuchtet werden müssen. Thematisch geht es ei-
nerseits um die Feststellung der Unternehmereigenschaft einer dem Gemeinwohl dienenden dauerde-
fizitären Tätigkeit, andererseits werden Nutzungsänderungen zwischen dem unternehmerischen Be-
reich und den nichtwirtschaftlichen Tätigkeiten i.e.S. näher in den Umsatzsteuerfokus genommen. Au-
ßerdem wurde von der Verwaltung die umsatzsteuerliche Behandlung von Leistungen innerhalb einer 
Organschaft an die bisher nicht berücksichtigte EuGH- und BFH-Rechtsprechung angepasst, dessen 
Bedeutung fundiert untersucht wird. Auch die Gesetzgebung denkt aktuell über essentielle umsatzsteu-
erliche Neuerungen nach, was genau betrachtet und über Konsequenzen und Gestaltungen nachge-
dacht wird.  
 
I.   Erörterung bedeutender Schreiben aus der Bundesfinanzverwaltung 

     1.  Prüfung der Vorsteuerabzugsberechtigung bei dauerhaft defizitären Einrichtungen 
          (Schreiben vom 20.01.2026 – BStBl. I 2026 S. 261) 

     2.  Vorsteuerabzug und unentgeltliche Wertabgabe bei Nutzungsänderung 
          (Schreiben vom 01.04.2026 – BStBl. I 2026 S. 624) 

     3.  Nichtsteuerbarkeit von Innenleistungen einer umsatzsteuerlichen Organschaft 
          (Schreiben vom 01.04.2026 – BStBl. I 2026 S. 632)  

II.  Betrachtung umsatzsteuerrechtlicher Gesetzesvorhaben 

1. Jahressteuergesetz 2026 – der neue § 2c UStG 
 

2. Weitere umsatzsteuerliche Reformvorhaben 

 

Mittagspause (12.30 bis 13.30 Uhr) 

 
►STEUERFOKUS 3◄ (13.30 bis 15.00 Uhr) 

RA/StB/FAfStR Dr. Mirko W. Brill (c· k· s· s | Carlé ∙ Korn ∙ Stahl ∙ Strahl | Köln)                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                 

 
Bedeutung und Anwendungsbereiche der Neuregelung des § 4 Nr. 29 UStG  
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Die Vorschrift des § 4 Nr. 29 UStG wurde durch das Jahressteuergesetz 2019 zum 1. Januar 2020 in 
das Umsatzsteuergesetz eingeführt. Die Vorschrift wurde die sog. Kostenteilungsgemeinschaft in das 
deutsche Umsatzsteuerrecht implementiert. Zuvor existierte diese lediglich als sog. Apparate-Gemein-
schaft für Ärzte. Aufgrund drohenden Vertragsverletzungsverfahrens seitens der EU führte der deutsche 
Gesetzgeber diese „flächendeckend“ ein. Mit Datum vom 19. Juli .2022 – also knapp 1,5 Jahre nach In-
krafttreten – veröffentlichte das Bundesfinanzministerium das sog. Einführungsschreiben zur Norm. Zwi-
schenzeitlich ist weitere Rechtsprechung zur Kostenteilungsgemeinschaft ergangen.  

„Beliebt“ ist die Kostenteilungsgemeinschaft in Deutschland – anders als in anderen europäischen Län-
dern – weiterhin nicht. Das verwundet, da sie doch bei richtiger Umsetzung ein Modell darstellt, die Fol-
gen des am Horizont zum 1. Januar 2027 drohenden § 2b UStG zu mildern, wenn nicht sogar gänzlich 
zu beseitigen. Das BMF plant – so wird kolportiert – eine Neufassung des BMF-Schreibens vom 19. Juli 
2022, um die Kostenteilungsgemeinschaft praxisgerechter „auszugestalten“ bzw. seitens der Finanz-
verwaltung Erleichterungen in der praktischen Durchführung und Handhabung zuzulassen, damit sich 
die Kostenteilungsgemeinschaft endlich ihren praktischen Anwendungsbereich „erstreitet“.  

Das soll zum Anlass genommen werden, sich erneut – sechs Jahre nach Einführung der Vorschrift – 
mit dieser zu befassen, praktische Anwendungsbereiche, Hürden und Fallstricke und die mittlerweile 
existierende Rechtsprechung näher zu betrachten. Im Fokus steht die praktische Anwendung einer 
Norm, die gegenwärtig unterschätzt wird und mehr oder weniger – vollkommen zu Unrecht - ein Schat-
tendasein fristet, was sie nicht verdient.  

Es werden praktische Anwendungsfälle dargelegt, Erfahrungen aus der Umsetzung der Kostenteilungs-
gemeinschaft im kommunalen und im wissenschaftlichen Bereich aber auch Folgefragen wie nach der 
Gemeinnützigkeit einer Kostenteilungsgemeinschaft gestellt und beantwortet. Am Ende sollen etwaige 
gedankliche Hürden abgebaut und die Kostenteilungsgemeinschaft als ein denkbares Gestaltungsin-
strument auf dem Weg der Vermeidung unnötiger Umsatz-steuerbelastungen dargestellt werden.  

I. Darstellung der Norm des § 4 Nr. 29 UStG und seiner Intention 
 

II. Betrachtung der Rechtsprechung und der Äußerungen der Finanzverwaltung 
 

III. Praktische Anwendungsbereiche und konkrete Umsetzungsbeispiele 
 

IV. Diskussion etwaiger Problematiken, Umsetzungshindernisse und deren etwaige Beseiti-
gung.  

Kaffee-/Tee-Pause (15:00 bis 15:30 Uhr 

 
►STEUERFOKUS 4◄ (15.30 bis 16.15 Uhr) 

Ass jur. Stefanie Atzlinger (Stellvertretende Amtsleiterin und Abteilungsleiterin der stadtin-
ternen Steuerberatung im Steueramt der Landeshauptstadt Düsseldorf)                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                                 

 
Die Umstellung auf § 2b UStG mit Starttermin 1. Januar 2023 

- Erfahrungsbericht aus der Praxis der Landeshauptstadt Düsseldorf -  
 

 
Die Umsetzung des § 2b UStG gehört zu den größten umsatzsteuerlichen und organisatorischen Verän-
derungsprozessen der öffentlichen Hand. Schnell wird deutlich, dass die Neuregelung weit über eine 
rein umsatzsteuerrechtliche Fragestellung hinausgeht: Sie betrifft Verwaltungsstrukturen, Prozesse, Zu-
ständigkeiten sowie die bereichsübergreifende Zusammenarbeit. 

Der Praxisbericht beleuchtet die Einführung des § 2b UStG aus Sicht einer Großstadtkommune, die den 
Umstellungsprozess bereits abgeschlossen und erste Erfahrungen im Echtbetrieb gesammelt hat. Im 
Fokus stehen insbesondere organisatorische Herausforderungen, Projektsteuerung und verwaltungs-
interne Kommunikation. Dabei zeigt sich, dass nicht allein die technische und umsatzsteuerliche Umset-
zung entscheidend ist, sondern vor allem die nachhaltige Verankerung von Verantwortlichkeiten und 
Prozessen. Als wesentliche Erfolgsfaktoren haben sich die frühzeitige Einbindung der Fachbereiche so-
wie die kontinuierliche Weiterentwicklung eines Tax Compliance Management Systems (TCMS) erwie-
sen. Mit Blick auf die voraussichtlich ab 2027 vollständig wirksame Neuregelung werden etwaige Hand-
lungsbedarfe - selbst in fortgeschrittenen Projektphasen - aufgezeigt und Praxishinweise mit typischen 
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Abgrenzungsfragen anhand ausgewählter Fallgruppen dargestellt sowie Impulse gegeben, welche 
Maßnahmen noch sinnvoll und wirksam umgesetzt werden können. 

1. Ausgangslage, Organisation der Umsetzung 
 

-  „§ 2b UStG als Chance“ 
-  Projektstruktur, Beteiligte 
-  Herausforderungen mit Blick auf die Projektziele 
 

2. Praktische Erfahrungen aus der Umsetzung 
 

-  Bestandsaufnahme und steuerliche Inventur 
-  Kommunikationsformate mit und in den Fachbereichen 
-  „Lessons Learned“ aus der Projektphase (Optimierung von Arbeitsprozessen) 
 

3. Fallbeispiele aus der kommunalen Praxis zu § 2b UStG 
 

4. Fazit und Erfahrungsaustausch 

-  Erfolgsfaktoren für die nachhaltige Umsetzung 
-  Bedeutung von Kommunikation und TCMS im Echtbetrieb (auch mit Blick auf weitere  
   Steuerarten) 
-  Offene Fragestellungen und Erfahrungsaustausch 

 
 

Ende des 1. Seminartags um ca. 16.15 Uhr 

► Am Abend des ersten Seminartages wird eine etwa 1 ½-stündige kostenlose Sightseeing-Stadt-
tour (Berlin Mitte) mit interessanten Zwischenstationen angeboten. Ein Bus erwartet interessierte Se-
minarteilnehmer/-innen um 18.30 Uhr vor dem Haupteingang des Konferenzzentrums der „Heinrich-
Böll- Stiftung“. Der Roadtrip endet um ca. 20 Uhr am Potsdamer Platz. Im dortigen „Löwenbräu“ besteht 
die Möglichkeit der Einkehr nebst gemütlicher Konversation. Die Getränkekosten werden vom Ver-an-
stalter übernommen. 

  
►STEUERFOKUS 5◄ (09.00 bis 10.30 Uhr) 

Dr. iur. Thomas Wiesch (Richter am Finanzgericht Münster)                                                                                                                                                                                                                                                   

  
Umsatzbesteuerung öffentlich-rechtlicher Trägerkörperschaften 

 

- Bedeutung der Marktrelevanz und Wettbewerbsbeeinträchtigung im  
Anwendungsbereich der Neuregelung des § 2b UStG - 

 

Die Einführung des § 2b UStG führt zu einer Ausweitung der bisherigen Umsatzbesteuerung öf-
fentlich-rechtlicher Trägerkörperschaften. Denn nach der bisherigen Altregelung des  § 2 Abs. 3 UStG 
blieben und bleiben bis zum 31.12.2026 unternehmerische Tätigkeiten im hoheitlichen Bereich im Re-
gelfall von der Umsatzsteuer verschont. 

§ 2b Abs. 1 Satz 1 UStG behandelt zwar auf den ersten Blick auch weiterhin unternehmerische Tätig-
keiten im hoheitlichen Bereichs grundsätzlich als nicht umsatzsteuerbare Tätigkeiten. Doch diese Aus-
nahme steht unter dem ebenfalls neu eingeführten Wettbewerbsvorbehalt. Nach § 2b Abs. 1 Satz 2 
UStG darf sich die steuerliche Privilegierung nicht nachteilig auf den (marktwirtschaftlichen) Wettbe-
werb auswirken. 

Danach entscheidet also die Auslegung und Anwendung des Wettbewerbsvorbehaltes maßgeblich dar-
über, wie weit der hoheitliche Bereich einer öffentlich-rechtlichen Trägerkörperschaft erstmalig 
von der Umsatzbesteuerung erfasst wird. Eine Identifizierung der Problemfelder bei der Einführung 
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bzw. Umsetzung des § 2b UStG setzt danach zwingend voraus, dass dieses Kriterium zutreffend erfasst 
und angewendet wird. 

Zu diesem Zweck soll in dem Vortrag das Wettbewerbskriterium in die Systematik des § 2b UStG 
eingeordnet werden sowie seine unionsrechtliche und national-gesetzliche Bedeutung anhand von Bei-
spielen aus der Rechtsprechung, unter Berücksichtigung der Verlautbarungen der Finanzverwaltung 
sowie Erteilung darüber hinausgehender Hinweise praxisgerecht aufbereitet und vermittelt werden. 
 

1. Systematische Einordnung  
 

2. Unionsrechtliche Vorgaben (Art. 13 MwStSystRL) 
 

a) Wann liegt eine Wettbewerbssituation vor? 
b) Wann liegt eine Verzerrung des Wettbewerbs vor? 

 

3. Die Umsetzung im nationalen Recht 
 

a) Generalklausel (§ 2b Abs. 1 Satz 2 UStG) 
b) Besondere Ausschlusstatbestände (§ 2b Abs. 2 UStG) 
c) (Interkommunale) Kooperationen (§ 2b Abs. 3 UStG) 

Kaffee-/Tee-Pause (10.30 bis 11.00 Uhr) 

 
►STEUERFOKUS 6◄ (11.00 bis 12.30 Uhr) 

Steuerberater Dipl.-Betriebswirt Christian Trost (BDO Concunia GmbH – WP-Gesellschaft) 

 
Einführung eines Tax Compliance Management Systems (TCMS)  

im Zusammenhang mit § 2b UStG  
 

- Steuerliche Risiken erkennen und den § 2b UStG dauerhaft rechtssicher in der Praxis umsetzen -  
 

In dem praxisorientierten Vortrag wird anhand zahlreicher Beispiele aus der öffentlichen Verwaltung an-
wendungsbezogenes Fachwissen vermittelt, um steuerliche Risiken im Zusammenhang mit § 2b UStG 
frühzeitig erkennen und nachhaltig vermeiden zu können. Die Einführung des neuen Umsatzsteuer-
rechts stellt Kommunen, Eigenbetriebe, Zweckverbände und öffentliche Unternehmen nicht nur vor 
rechtliche Herausforderungen, sondern erfordert zugleich belastbare organisatorische Strukturen und 
dauerhafte Kontrollmechanismen. 

Ziel des Vortrages ist es, typische Fallstricke bei der Umsetzung des § 2b UStG aufzuzeigen sowie die 
wesentlichen Bestandteile eines funktionierenden Tax Compliance Management Systems (TCMS) pra-
xisnah darzustellen. Dabei stehen insbesondere die Umstellungsdokumentation, Vertragsprüfungen, 
Prozessabläufe und interne Zuständigkeiten im Fokus. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer erhalten 
konkrete Handlungsempfehlungen und praxiserprobte Erfolgsfaktoren, um den § 2b UStG dauerhaft 
rechtssicher „händeln“ zu können und steuerliche Risiken im Verwaltungsalltag wirksam zu minimieren. 

1. Notwendigkeit und Bedeutung eines TCMS in der öffentlichen Hand  
2. Typische steuerliche Risiken mit Schwerpunkt § 2b UStG  
3. Aufbau einer belastbaren Umstellungsdokumentation  
4. Einführung und Nutzung einer Vertragsdatenbank  
5. Vertragsprüfung und steuerliche Risikobewertung  
6. Bestandteile eines praxistauglichen TCMS  
7. Dauerhafte Umsetzung und Pflege des § 2b UStG in der Praxis  
8. Praxisbeispiele, Erfahrungswerte und Erfolgsfaktoren aus der öffentlichen Verwaltung 

Mittagspause (12.30 bis 13.30 Uhr)  
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►STEUERFOKUS 7◄ (13.30 bis 15.30 Uhr) 
Dipl.-Finanzwirt Alexander Konkol (FinMin Nordrhein-Westfalen) 

Ass. jur. Sebastian Deckers (FA für Groß- und Konzernbetriebsprüfung in Krefeld)                                                                                                                                                                                                                                                  

  
 Einführung der Neuregelung des § 2b UStG bei öffentlich-rechtlichen Trägerkörperschaften 

 

- Betrachtung bereichsspezifischen Besonderheiten unter Berücksichtigung  
der Perspektive der Finanzverwaltung - 

 
 
Zum Ende der Übergangsfrist sehen sich juristische Personen des öffentlichen Rechts (jPdöR) einer 
Vielzahl an Problembereichen gegenüber. Finanzverwaltung und Rechtsprechung haben die vergange-
nen Jahre mitunter nutzen können, um die zukünftig für alle öffentlich-rechtlichen Körperschaften gel-
tenden Rahmenbedingungen aufzuklären.  

Mit dem grundlegenden Kurswechsel der Finanzverwaltung bei der Mitvermietung von Betriebsvorrich-
tung ist hingegen ein neuer Problembereich entstanden. Die Aufgabe des Aufteilungsgebots und die 
Begründung eines Aufteilungsverbots erfordert z.T. Neubeurteilungen von in Vorbereitung des § 2b 
UStG bereits geprüfter Sachverhalte. Zu den dauerdefizitären Tätigkeiten hat die Finanzverwaltung in-
zwischen eine pragmatische Bewertung der ergangenen Rechtsprechung vorgenommen. Im Bereich 
der Abfallentsorgung und der kommunalen Parkraumbewirtschaftung bestehen aktuell keine größeren 
Überraschungen. Der Zeitablauf hat allerdings eine stetig komplexer werdende Materie hervorgebracht, 
die einen näheren Blick rechtfertigt. Hinsichtlich der beiden gewichtigen Dauerbrenner Personalüber-
lassungen und Kooperationen hat sich aus Sicht von noch die Übergansfrist nutzenden öffentlich-recht-
licher Körperschaften das „lange Warten gelohnt“. Aktuelle Entwicklungen sind geeignet, die steuerliche 
Situation von jPdöR komfortabler darzustellen, als noch im Jahr 2016 angenommen. Zu guter Letzt fol-
gen Gestaltungsempfehlungen, wie mit dem Praxisproblem der Betriebsveranstaltungen umgegangen 
werden kann, das sämtliche öffentlich-rechtliche Körperschaften zum nächsten Jahr zu lösen haben. 

1.    Grundlegende Änderung/Fortentwicklung der Verwaltungsauffassung 
• Die Steuerbefreiung für Vermietung und Verpachtung von Grundstücken in Abgrenzung zur 

Vermietung von Betriebsvorrichtungen 
• Veränderungen bei der Erfassung nicht kostendeckender Leistungsbeziehungen (dauerdefizi-

täre Tätigkeitsbereiche) 

2.    Problemdarstellung ausgesuchter Tätigkeitsbereiche 
• Abfallentsorgung und -verwertung 
• Kommunale Parkraumbewirtschaftung 
• Personalüberlassung durch jPdöR 
• Kooperationen zwischen jPdöR 

3.   Fragestellungen und Handlungsempfehlungen in Zusammenhang mit  
• Betriebsveranstaltungen 

 
Ende des 2. Seminartages um ca. 15.30 Uhr 
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Seminarstandort: 
 

 
Konferenzzentrum der „Heinrich-Böll-Stiftung (HBS)“  

Schumannstr. 8, 10117 Berlin (nahe Hauptbahnhof) 

http://www.boell.de/de/unser-konferenzzentrum 
 

 

Teilnahmegebühr: 
 

Die reguläre Teilnahmegebühr für das Umsatzsteuerforum am 25./26. Novem-
ber 2026 beträgt: 2.100 Euro p. P. (zzgl. 19 Prozent USt) 
 

Der Sonderpreis für Angehörige des öffentlichen Dienstes beträgt 1.400 Euro 
p. P. (zzgl. 19 Prozent USt)                                                                                                                                                 

Bei gleichzeitiger Mehrplatzbuchung wird ein Sonderrabatt gewährt (2 Perso-
nen = 5 %; ab 3 Personen = 10 %).  

Die Teilnehmer/-innen erhalten umfängliche Seminarunterlagen in PDF-For-
mat zur Fachtagung (PP-Präsentationen und aktuelle Materialsammlungen), 
die auch in einem komprimierten Format als komfortabler Veranstaltungs-Stick 
mit Seminarbeginn zur Verfügung gestellt werden.  

Im Preis sind zudem ein vegetarisches Mittagsbuffet, Getränke, Snacks, Obst 
und Gebäck enthalten. 
 

Am 1. Seminartag sind auch die Bus-Exkursion und die Getränke im „Linden-
bräu“ ab ca. 20 Uhr im Sony-Center kostenfrei.  
 

 

Anmeldung: 
 

 

Für die Online-Anmeldung nutzen Sie bitte den nachfolgenden Link: 
https://kommunsense.de/praesenz-seminar-berlin-umsatzsteuerforum-2026/ 

 

Teilnahme-bedin-
gungen: 

 

► Zwecks Reiseplanung wird der Eingang der Online-Anmeldung per E-Mail 
verbindlich bestätigt. Die Teilnahmegebühr wird vor Veranstaltungsbeginn 
(nach Erhalt der ordnungsgemäßen Rechnung) fällig.  
 

► Ein kostenfreier Rücktritt von der Anmeldung ist 14 Tage vor Seminarbe-
ginn möglich. Die Vertretung angemeldeter Teilnehmer/-innen ist zulässig. 

► Die Teilnehmer/-innen erhalten per E-Mail eine Teilnahmebestätigung. 
 

 

Sonstiges: 
 

► Ohne Verwendung eines Laptops/Tablets sollten die Vortragspräsentatio-
nen zweckmäßigerweise in ausgedruckter Form mitgebracht werden. 

► Da am Veranstaltungsort nur begrenzte PKW-Parkmöglichkeiten zur Verfü-
gung stehen, wird empfohlen die öffentlichen Verkehrsmittel zu nutzen. 

► Kultur & Konversation am Abend (25. November 2026): Das Angebot 
beinhaltet eine kostenlose 1 ½ -stündige Bus-/Führungstour der besonderen 
Art (mit interessanten Zwischenstationen und faszinierenden Großstadt-Im-
pressionen). Start: 18:30 Uhr am Haupteingang des HBS-Konferenzzentrums. 
Anschließend (ca. 20 Uhr): Ein salopper Tagesausklang in Form eines anre-
genden Gedankenaustauschs im „Lindenbräu“ im Sony-Center am Potsdamer 
Platz (reserviertes Separee) beschließt das ereignisreiche Tagesprogramm. 
 

  

http://www.boell.de/de/unser-konferenzzentrum
https://kommunsense.de/praesenz-seminar-berlin-umsatzsteuerforum-2026/
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